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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Am 20. Oktober 2022 reiste Bundespräsident Cassis in die Ukraine, um sich mit
Präsident Selenskyj zu treffen. Die Reise war aufgrund von Sicherheitsbedenken im
Geheimen organisiert worden, trotzdem berichtete der Blick bereits vor Cassis Ankunft
über den Besuch. Das EDA zeigte sich in der Folge äusserst verärgert über diese
Indiskretion. Dadurch sei die Sicherheit der Delegation gefährdet worden, so ein
Sprecher des Departements. Begleitet wurde der Aussenminister von Nationalrätin
Marianne Binder-Keller (mitte, AG) und Ständerat Matthias Zopfi (gp, GL). Es war der
zweite Besuch einer hochrangigen Schweizer Delegation seit dem Kriegsausbruch,
nachdem Nationalratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) im April des gleichen Jahres nach
Kiew gereist war. Für Aussenminister Cassis war es bereits die zweite Amtsreise in die
Ukraine, eine erste hatte er 2021 vorgenommen. Am Treffen nahmen auch der
ukrainische Premierminister Denys Schmyhal und Aussenminister Dmytro Kuleba teil.
Die Gespräche fokussierten auf die aktuelle Kriegssituation, die humanitären
Bedürfnisse der Ukraine sowie die Vorbereitungsarbeiten für den Wiederaufbau- und
Entwicklungsplan des Landes. Im Rahmen der Ukraine Recovery Conference, die im Juli
2022 in Lugano stattgefunden hatte, hatte die Schweiz an der Erarbeitung des
Wiederaufbauplans mitgewirkt. Cassis tauschte sich mit seinem ukrainischen Pendant
Schmyhal über die Umsetzung der an der Konferenz angestossenen Massnahmen aus.
Gegenüber den Medien unterstrich der Bundespräsident die Solidarität der Schweiz mit
der ukrainischen Bevölkerung und kritisierte Russlands Verletzung der territorialen
Integrität der Ukraine. Im Rahmen des Treffens unterzeichneten die beiden Parteien ein
MoU zur digitalen Transformation und zwei Absichtserklärungen zur Zusammenarbeit in
den Bereichen «vermisste Personen» und «Forensik». 
In der Schweiz wurde die Amtsreise von Cassis insgesamt positiv aufgenommen. APK-
NR-Präsident Franz Grüter (svp, LU) erachtete den Besuch als ein gutes Zeichen, stellte
aber die Frage in den Raum, «was er damit erreichen will». Ein Schutzmachtmandat der
Schweiz zwischen der Ukraine und Russland hätte der SVP-Aussenpolitiker begrüsst, für
Gespräche über den Wiederaufbau des Landes sei es aber noch zu früh, wie er CH
Media mitteilte. Mitte-Nationalrätin Schneider-Schneiter (mitte, BL) fand es hingegen
wichtig, dass Cassis ein Follow-up der Ukraine-Konferenz durchgeführt habe. 

Im Anschluss an den Staatsbesuch in der Ukraine reiste Cassis weiter nach Moldawien,
um in Chișinău mit Präsidentin Maia Sandu über die Konsequenzen des Kriegs auf ihr
Land und dessen humanitäre Lage zu sprechen. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 20.10.2022
AMANDO AMMANN

Anfang November 2022 gab der Bundesrat bekannt, dass das WBF gemeinsam mit dem
EDA entschieden habe, die Lieferung iranischer Drohnen nach Russland zu
sanktionieren. Damit übernehme die Schweiz die Sanktionen der EU gegen drei
iranische Militärangehörige und eine Firma, welche an der Entwicklung und Lieferung
von Drohnen an Russland beteiligt gewesen sein sollen. Diese Drohnen seien
anschliessend im Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine eingesetzt worden. Die
sanktionierten Subjekte durften damit nicht mehr in die EU oder die Schweiz einreisen,
mit ihnen durften keine Geschäfte gemacht werden und allfällige Vermögen in der
Schweiz konnten eingefroren werden. Gleichzeitig gaben beide Departemente aber
auch bekannt, dass man die weiteren – im Zusammenhang mit den gegenwärtigen
Protesten – erlassenen EU-Sanktionen gegenüber dem Iran nicht übernehmen wolle.
Nach der Tötung von Jina Mahsa Amini in iranischem Polizeigewahrsam am 16.
September 2022 war es im Iran zu landesweiten Demonstrationen gekommen, welche
die iranische Regierung gewaltsam hatte niederschlagen lassen. Die EU sanktionierte
daraufhin elf Personen und vier Organisationen, die sowohl mit dem Tod der jungen
Iranerin als auch mit der Protestbekämpfung in Verbindung gebracht wurden. Der
Bundesrat rechtfertigte den Verzicht auf die Übernahme dieser Sanktionen damit, dass
die Schweiz den Tod von Amini als eines der ersten Länder auf höchster Stufe mit dem
Iran thematisiert und eine «rasche, unabhängige und unparteiische Aufklärung
gefordert» habe. Auch die Gewaltanwendung gegen Protestierende habe man verurteilt
und den Iran auf bilateraler und multilateraler Ebene zur Einhaltung seiner
menschenrechtlichen Verpflichtungen aufgefordert. Diese Massnahmen erachtete der
Bundesrat als ausreichend. Zudem übernehme die Schweiz fünf Schutzmachtmandate
im oder für den Iran, welche ebenfalls in die Abwägung miteingeflossen seien. Die
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bereits bestehenden Finanz-, Reise- und Gütersanktionen wollte der Bundesrat
hingegen weiterhin aufrechterhalten. 
Der emeritierte Rechtsprofessor Thomas Cottier erklärte die Zurückhaltung des
Bundesrats im Tages-Anzeiger damit, dass die Schweiz bisher noch nie «thematische
Menschenrechtssanktionen» – also Sanktionen gegen Staaten, die auf ihrem Gebiet
Menschenrechte nicht einhalten – erlassen habe. Dementsprechend wäre eine
Übernahme aller EU-Sanktionen ein Paradigmenwechsel mit Präzedenzcharakter
gewesen. In der Folge hätte man diese auf weitere Staaten anwenden müssen, da die EU
derartige Sanktionen beispielsweise auch gegen China erlassen habe.

Der Entscheid des Bundesrats sorgte für einige rote Köpfe in der Schweizer
Parteienlandschaft. Marianne Binder-Keller (mitte, AG) forderte im Tages-Anzeiger
mehr Unterstützung der Demokratiebewegung im Iran und kritisierte die nur teilweise
erfolgte Sanktionsübernahme. SP-Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH) bezeichnete den
Bundesratsentscheid gar als «Skandal», für den es rechtlich keinen Grund gebe. Auch in
der Bevölkerung formierte sich Widerstand gegen die offizielle Haltung der Schweiz: In
Bern protestierten kurz darauf tausende Personen auf dem Bundesplatz gegen das
iranische Regime und forderten eine Wende in der Schweizer Iran-Politik. Die grüne
Nationalrätin Natalie Imboden (gp, BE), die ebenfalls an den Protesten teilnahm,
kritisierte, dass sich die Schweiz hinter ihren Schutzmachtmandaten verstecke. 2

1) Medienmitteilung EDA vom 20.10.22; AZ, CdT, Lib, TA, 21.10.22; NZZ, 22.10.22
2) Medienmitteilung BR vom 2.11.22; NZZ, TA, 2.11.22; CdT, TA, 3.11.22; AZ, 7.11.22; Republik, 10.11.22
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